Muster-Betriebsvereinbarung zur Hinzuziehung eines Sachverständigen
Zwischen der Geschäftsleitung und dem Betriebsrat wird folgende Betriebsvereinbarung zum Einsatz von Leiharbeitnehmern abgeschlossen:

Präambel

Ziel dieser Betriebsvereinbarung ist die rechtssichere und interessengerechte Regelung des Einsatzes von Leiharbeitnehmern. Leihbeschäftigte können im Betrieb eingesetzt werden, um auf unvorhersehbare oder zeitlich befristete Personalausfälle und andere Beschäftigungsschwankungen kurzfristig reagieren zu können.

§ 1 Grundsatz

Leiharbeitnehmer werden erst eingesetzt, wenn für die vorgesehenen Tätigkeiten keine Stammarbeitnehmer zur Verfügung stehen.

§ 2 Einsatzdauer

(1)
Die Einsatzzeit von Leiharbeitnehmern darf 6 Monate für den einzelnen Beschäftigten nicht überschreiten.

(2)
Entspricht ein Leiharbeitnehmer den betrieblichen Anforderungen und ist ein darüber hinausgehender Einsatz betrieblich begründet, muss die Geschäftsleitung gemeinsam mit dem Betriebsrat eine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis prüfen.

(3)
Im Fall der Übernahme wird die bisherige Tätigkeit als Leiharbeitnehmer dem Beschäftigten als Betriebszugehörigkeit angerechnet. Eine Probezeit entfällt.

§ 3 Einsatzumfang

(1)
Die maximale Anzahl von Leiharbeitnehmern darf eine Quote von 15 % der Stammbelegschaft nicht überschreiten. In die Quote werden auch Beschäftigte eingerechnet, die im Rahmen von Werkverträgen im Betrieb eingesetzt sind.

(2)
Die Geschäftsleitung kann im Einvernehmen mit dem Betriebsrat die Quote der Leiharbeitnehmer auf 20 % ausdehnen, wenn zuvor für den Zeitraum der erhöhten Leiharbeitnehmerbeschäftigung ein Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen mit dem Betriebsrat vereinbart wird.

§ 4 Mitbestimmung

(1)
Die Beschäftigung von Leiharbeitnehmern ist eine Einstellung nach § 99 BetrVG. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats müssen entsprechend vor jedem Einsatz eines Leiharbeitnehmers beachtet werden.

(2)
Im Rahmen einer vorausschauenden Personalbedarfsplanung, die alle vier Monate mit dem Betriebsrat vorgenommen und aktualisiert wird, ist der Einsatz von Leiharbeit­nehmern auf ein zur Abdeckung unvorhergesehener betrieb­licher Engpässe oder besonderer Anforderungen von Kunden unvermeidbares Maß zu beschränken.

§ 5 Nachweispflicht

(1)
Die Geschäftsleitung verpflichtet sich, gegenüber dem Betriebsrat nachzuweisen, dass die zum Einsatz vorgesehenen Leiharbeitnehmer die notwendigen arbeitsmedizinischen Untersuchungen absolviert haben und sicherheitstechnisch für die vorgesehenen Arbeiten geschult wurden.

(2)
Der Betriebsrat erhält darüber eine Information in schriftlicher Form mit den erforderlichen Nachweisen in Kopie.
§ 6 Spezielle Anforderungen

Das von den Verleiherfirmen gestellte Personal muss der deutschen Sprache insofern mächtig sein, als es Anweisungen verstehen und korrekt umsetzen sowie Sicherheitshinweise auch verstehen und bei der Arbeit berücksichtigen kann.

§ 7 Anforderungsprofile

(1)
Der Betriebsrat erstellt mit der Geschäftsleitung Anforderungsprofile für Arbeitsplätze, auf denen Leiharbeitnehmer eingesetzt werden dürfen. Beide Parteien sind sich darüber einig, dass es Arbeitsplätze gibt, die wegen ihrer hohen Anforderungen an die entsprechenden Beschäftigten grundsätzlich nicht mit Leih­arbeitnehmern besetzt werden dürfen. 

(2)
Der Einsatz von Leih­arbeitnehmern ist auf den im Voraus zwischen Betriebsrat und Geschäftsleitung festzulegenden Arbeitsplätzen nur in Ausnahmefällen unter Nachweis der notwendigen Qualifikation und Arbeitserfahrung möglich. Auch für den Einsatz dieser Personen gilt eine enge zeitliche Begrenzung, die sich auf den Zeitraum des jeweiligen Sondereinsatzes bezieht.

§ 8 Dokumentation

(1)
Jeden Monat bekommt der Betriebsrat eine Aufstellung über die nachstehend bezeichneten Gesichtspunkte:



geleistete Arbeitsstunden der einzelnen Leiharbeitnehmer,



genaue Einsatzorte und Tätigkeiten der Leiharbeitnehmer,



im Unternehmen tätige Verleihfirmen unter Vorlage des Arbeitnehmerüberlassungsvertrags und



Namen der beschäftigten Leiharbeitnehmer.

(2)
Die monatliche Aufstellung berührt die Beteiligungsrechte des Betriebsrats im Vorfeld der Einstellung nach § 99 BetrVG nicht.

§ 9 Berücksichtigung von Leiharbeitnehmern im Zusammenhang mit Schwellenwerten des BetrVG

(1)
Der Arbeitgeber erkennt an, dass die Integration und die Betreuung der Leiharbeitnehmer für den Betriebsrat eine zusätzliche Aufgabe bedeuten, die Zeit benötigt. 

(2)
Leiharbeitnehmer werden bei der Festlegung der Gesamtbeschäftigtenzahl und der Anzahl der freizustellenden Betriebsratsmitglieder mitgezählt.

§ 10 Streitigkeiten

(1) Kommt es im Zusammenhang mit dem Einsatz von Leiharbeitnehmern zu Meinungsverschiedenheiten, entscheidet eine (aus je zwei Mitgliedern der örtlich zuständigen Betriebsparteien bestehende) paritätische Kommission. 

(2) Kommt es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, kann die Einigungsstelle nach § 76 Abs. 5 BetrVG angerufen werden. 

§ 11 Schlussbestimmungen

(1)
Diese Vereinbarung tritt am _______ (Datum) in Kraft.

(2)
Sie kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Kalenderjahresende gekündigt werden.
(Ort, Datum) 

Mit freundlichen Grüßen  
_____________________________________________________________ 
(Unterschrift Geschäftsleitung)                    (Unterschrift Gesamtbetriebsrat)
